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Werner Kalinka: Die SPD regiert doch in Berlin
mit, Frau Midyatli!
 
"Mit einigem Erstaunen schaut man auf die Aussagen der SPD-Landesvorsitzenden
Serpil Midyatli und den Antrag der SPD-Landtagsfraktion zum Thema Fleischindustrie
für die nächste Sitzung des Landtages. Berlin wird aufgefordert, zu handeln. Dabei
stellt die SPD mit Hubertus Heil doch im Bund den zuständigen Arbeits- und
Sozialminister“, so der Abgeordnete Werner Kalinka.

Kalinka: "Im November 2019 haben die Arbeits- und Sozialminister einstimmig die
Eckpunkte für Neuregelungen verabschiedet. Schon zuvor waren viele Probleme
bekannt. Bald haben wir 2021. Anstatt vom Land aus den Bund zum Handeln
aufzufordern, sollte die stellvertretende SPD-Bundesvorsitzende in Berlin für zügiges
Handeln bei ihren eigenen Parteifreunden sorgen.“

In Schleswig-Holstein habe man gehandelt. Interessant sei, dass im Antrag der SPD-
Landtagsfraktion nicht mehr auf die Situation in Schleswig-Holstein eingegangen
werde. Die Kontrollen seien seit Mai 2020 deutlich verstärkt worden. Beanstandungen
würden zügig abgearbeitet. Erkennbar ist nach Einschätzung der zuständigen
Behörden das Bemühen der Unternehmen, die Arbeitsbedingungen korrekt auf die
Vorschriften einzustellen und ggf. festgestellte Verstöße möglichst rasch abzustellen.
Der CDU-Politiker: "Es kann derzeit von einer insgesamt akzeptablen Situation in
Schleswig-Holstein ausgegangen werden. Die deutliche Verstärkung der Kontrollen
war richtig.“

Notwendig sei es auch, den Blick auf die immer noch anhaltenden Engpässe bei der
Schlachtung von Schweinen zu richten. Dazu gehöre, dass die Betriebe der
Fleischwirtschaft möglichst ihre gewohnten Kapazitäten auslasten könnten. Die
Situation stelle auch für betroffene Landwirte und ihre Familien eine sehr belastende
Situation dar.
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